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Denkanstoß zur Diskussion  

Erlaubte Meinung: Die Meinungsfreiheit und 
Abstimmungsfreiheit von 

Bundestagsabgeordneten sind reduziert 

 

Da in Deutschland im Zusammenhang mit satirischen Äußerungen/Posts bereits Hausdurchsuchungen 
stattgefunden haben, wird hier vorsorglich festgestellt: Es handelt sich um Satire – Symbolbild – Karikatur 

– Kommentar – Zuspitzung, keine Tatsachenbehauptung – geschützt durch Artikel 5 Grundgesetz (vgl. 
bspw. EGMR, Urt. v. 20.10.2009, Nr. 41665/07; EGMR, Urt. v. 25.04.2007, Nr. 68354/01; EGMR, Urt. v. 
14.03.2013, Nr. 26118/10; BVerfG, 28.07.2014 – 1 BvR 482/13; BVerfG, 10.07.2002 – 1 BvR 354/98) 

 

In Deutschland gilt eigentlich das „freie Mandat“ für Abgeordnete: Gewählte 
Volksvertreter sollen ohne Zwang nach ihrem Gewissen entscheiden dürfen. Doch 



aktuelle Beispiele im Bundestag zeichnen ein anderes Bild. Innerparteiliche 
Abweichler geraten unter massiven Druck – ob bspw. bei CDU/CSU oder AfD –, 
sodass von uneingeschränkter Meinungs- und Abstimmungsfreiheit kaum die Rede sein 
kann. Zwei Fälle aus dem Dezember 2025 zeigen auf alarmierende Weise, wie 
Parteidisziplin und Fraktionszwang die Gewissensfreiheit der Abgeordneten 
beschneiden. 

Geschlossener Widerstand junger Unionsabgeordneter 

Im Winter 2025 eskalierte ein Rentenstreit in der Regierungskoalition aus CDU/CSU und 
SPD. Besonders brisant: 18 junge CDU/CSU-Bundestagsabgeordnete (alle zu Beginn 
der Legislaturperiode höchstens 35 Jahre alt) stellten sich gemeinsam gegen das 
„Rentenpaket“ der eigenen Regierung. „Als Junge Gruppe halten wir das Rentenpaket 
für nicht zustimmungsfähig. Dabei bleibt es“, erklärten sie in einem Positionspapier 
einstimmig[1]. Nach wochenlanger interner Kritik bekräftigten diese Nachwuchspolitiker 
also geschlossen ihr Nein zu den Rentenplänen. Sie begründeten das vor allem mit den 
langfristigen Lasten für die junge Generation: Das Rentenniveau über 2031 hinaus bei 
48 % des Durchschnittslohns festzuschreiben, belaste künftige Generationen mit 
enormen Kosten[2] – Schätzungen gingen von rund 120 Milliarden Euro Folgekosten 
bis 2040 aus[3]. Ohne diese Junge Gruppe hätte die Koalition keine sichere 
Mehrheit mehr gehabt (die Regierung verfügte nur über 12 Stimmen Vorsprung)[2]. 
Entsprechend groß war die Nervosität in der Führung von CDU und CSU. 

Die jungen Abgeordneten blieben zunächst standhaft. Öffentlich kritisierten sie das 
Rentenpaket als ungerecht und stellten den Koalitionsfrieden zugunsten der 
Generationengerechtigkeit in Frage[4]. Ihr gemeinsames Auftreten – 18 „junge Wilde“ 
gegen die eigene Parteispitze – sorgte für große mediale Aufmerksamkeit und 
Spannungen in der Union. Vertreter der jungen Generation wollten ein aus ihrer 
Sicht unverantwortliches Gesetz nicht durchwinken, selbst um den Preis des 
Koalitionskrachs. Doch diese offene Rebellion sollte nicht lange ungehindert bleiben. 

Massiver Druck aus der Fraktionsspitze 

Die Reaktion der CDU/CSU-Führung folgte prompt hinter den Kulissen: Fraktionschef 
Jens Spahn und sein Team setzten alles daran, den Widerstand der Jungen zu 
brechen. Berichten zufolge wurde erheblicher Druck ausgeübt, damit die Abweichler 
am Ende doch zustimmen. Junge Abgeordnete berichteten etwa, Spahn habe ihnen 
indirekt mit schlechten Listenplätzen bei der nächsten Wahl gedroht, falls sie beim 
Nein blieben[5]. Solche Karriere-Drohungen sind für Nachwuchspolitiker enorm 
einschüchternd – geht es doch um ihre Zukunft im Parlament. Offiziell dementierte die 
Fraktionsspitze solche Drohungen zwar und sprach beschönigend von „normalen 
Gesprächen“ über mögliche Szenarien und Konsequenzen[6]. Doch die Botschaft 
war klar: Jede Entscheidung habe Folgen, und man solle sich gut überlegen, ob man 
den eigenen Leuten in den Rücken fällt. 

Tatsächlich fuhr die Unionsführung eine Strategie von Zuckerbrot und Peitsche. 
Einerseits lobte Spahn öffentlich den „wichtigen Impuls“ der Jungen Gruppe, um ihnen 
Anerkennung zu geben.[8]  Andererseits wurden intern klare Grenzen aufgezeigt. Die 
maßgeblichen Druckmittel hinter verschlossenen Türen umfassten: 

https://www.fr.de/politik/wohl-aufatmen-fuer-merz-und-spahn-renten-widerstand-der-jungen-gruppe-broeckelt-zr-94062647.html#:~:text=Update%2C%2015%3A24%20Uhr%3A%20In%20einem,Media%20vorliegt
https://www.deutschlandfunk.de/junge-union-haelt-rentenplaene-weiter-fuer-nicht-zustimmungsfaehig-100.html#:~:text=Die%20Junge%20Gruppe%20lehnt%20unter,findet%20voraussichtlich%20am%20Freitag%20statt
https://www.t-online.de/nachrichten/deutschland/innenpolitik/id_101024292/rentenreform-i-spahn-warnt-renten-rebellen-vor-regierungskrise.html#:~:text=Die%2018%20Abgeordneten%20der%20Jungen,Generationen%20bis%20zum%20Jahr%202040
https://www.deutschlandfunk.de/junge-union-haelt-rentenplaene-weiter-fuer-nicht-zustimmungsfaehig-100.html#:~:text=Die%20Junge%20Gruppe%20lehnt%20unter,findet%20voraussichtlich%20am%20Freitag%20statt
https://www.fr.de/hessen/junge-union-stellt-sich-quer-drei-hessen-stimmen-gegen-rentenreform-94071254.html#:~:text=Sechs%20von%20sieben%20CDU,vor%20Kosten%20in%20dreistelliger%20Milliardenh%C3%B6he
https://www.fr.de/politik/wohl-aufatmen-fuer-merz-und-spahn-renten-widerstand-der-jungen-gruppe-broeckelt-zr-94062647.html#:~:text=Auf%20die%20Einigung%20im%20Koalitionsausschuss,Der%20Fraktionschef%20%2076
https://www.fr.de/politik/wohl-aufatmen-fuer-merz-und-spahn-renten-widerstand-der-jungen-gruppe-broeckelt-zr-94062647.html#:~:text=Die%20Vorw%C3%BCrfe%20r%C3%A4umte%20auch%20Spahn,Gespr%C3%A4chen%20sei%20%E2%80%9Eniemand%20eingesch%C3%BCchtert%20gegangen%E2%80%9C
https://www.tagesspiegel.de/politik/koalition-muss-regierungsfahig-bleiben-spahn-appelliert-im-rentenstreit-an-junge-gruppe-der-union-14922590.html#:~:text=Mit%20einem%20Appell%20und%20Lob,Politiker%20dem%20%E2%80%9EM%C3%BCnchner%20Merkur%E2%80%9C


 Einzelgespräche in privatem Rahmen: Spahn lud jeden kritischen Jung-
Abgeordneten einzeln zu sich – offiziell zu „freundlichen Gesprächen bei Pizza 
und Wein“[10]. Hinter vorgehaltener Hand war allerdings von 
„Beichtstuhlgesprächen“ die Rede, die nur einem Zweck dienten: Abweichler 
einzeln auf Linie zu bringen[10]. 

 Andeutungen persönlicher Konsequenzen: In diesen Vier-Augen-Runden 
fühlten sich einige „unter Druck gesetzt“, weil subtil mit ihrer Karriere gespielt 
wurde. So soll Spahn – wie oben erwähnt – gedroht haben, unbequeme junge 
Abgeordnete künftig auf hintere Plätze der Wahllisten zu verbannen[7]. Die Angst 
um den Verbleib im Bundestag hing im Raum. 

 Appell an die Regierungsloyalität: Gleichzeitig beschwor die Führung die 
„staatspolitische Verantwortung“ jedes Einzelnen[11]. Vor dem Hintergrund der 
Koalition solle jeder die Argumente abwägen und eine eigene Entscheidung 
treffen, hieß es scheinheilig[12]. Diese Betonung der persönlichen Entscheidung 
klang nach Gewissensfreiheit – bedeutete in der Praxis aber: Bitte erkennt die 
Lage und reiht euch ein, um die Regierung nicht zu gefährden[13]. 

So wurde die gemeinsame Front der Jungen gezielt zersplittert. Anstatt ihnen zu 
erlauben, weiter geschlossen aufzutreten, drängte man auf individuelle Entschlüsse – 
und isolierte jeden „Rebellen“ mit gesonderter Bearbeitung. Wer beim internen 
Probevotum weiterhin mit Nein stimmte, musste laut Medienbericht mit weiteren 
intensiven „Gesprächen“ der Fraktionsspitze rechnen[10]. Gruppendruck wurde 
durch persönlichen Druck ersetzt, bis die meisten nachgaben. 

Diese Vorgänge spielte die Union nach außen herunter. Spahn tat im Fernsehen empört 
über den Vorwurf, er würde drohen: „Ich drohe nicht, ich habe niemandem gedroht“, 
beteuerte er auf Nachfrage – um dann einzuräumen, er habe es „so konkret“ nicht 
gesagt[14]. Mit anderen Worten: Der Eindruck von Druck stimmt, man hatte nur 
vorsichtig formuliert. Für die jungen Abgeordneten dürfte das kaum einen Unterschied 
gemacht haben. Sie standen vor der Entscheidung: Gehe ich auf Konfrontation – und 
riskiere Karriereende sowie Koalitionsbruch? Oder lenke ich ein wider Willen? 
Viele entschieden sich für Letzteres. 

Freies Mandat versus Fraktionszwang 

Der Fall des Rentenpakets 2025 offenbart ein bedenkliches Spannungsfeld zwischen 
Gewissensfreiheit und Fraktionsdisziplin. Laut Grundgesetz sind 
Bundestagsabgeordnete nur ihrem Gewissen verpflichtet. Wörtlich heißt es in 
Artikel 38 Absatz 1 Satz 2 GG: „Sie sind Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und 
Weisungen nicht gebunden und nur ihrem Gewissen unterworfen.“[15]. Dieses freie 
Mandat soll garantieren, dass Parlamentarier nach Überzeugung und Sachverstand 
entscheiden – und nicht auf Geheiß der Parteioberen. 

Im Rentenstreit der CDU/CSU wurde jedoch deutlich, wie sehr dieses Ideal in der 
politischen Praxis ausgehöhlt werden kann. Die Junge Gruppe hatte sachlich 
fundierte Einwände gegen das Rentenpaket und zunächst den Mut, geschlossen 
dagegenzuhalten. Doch anstatt diesen Diskurs intern offen auszutragen oder die 
Bedenken ernsthaft einfließen zu lassen, reagierte die Parteispitze mit Machtmitteln. 
Gemeinsames Vorgehen der jungen Kritiker wurde offenbar unterbunden – erwünscht 

https://www.zeit.de/politik/deutschland/2025-12/rente-streit-junge-gruppe-union-schwarz-rote-koalition#:~:text=Wer%20beim%20Testlauf%20am%20Dienstag,dienen%3A%20Abweichler%20auf%20Linie%20bringen
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war kein Block, sondern maximal einige Einzelstimmen des Protests. Indem man die 
Abgeordneten einzeln unter Druck setzte und ihnen gleichzeitig die Verantwortung für 
den Fortbestand der Koalition aufbürdete, triumphierte am Ende die Fraktionsräson 
über das freie Gewissen. 

Die Folgen zeigten sich beim entscheidenden Votum im Bundestag am 5. Dezember 
2025: Schließlich stimmten nur 7 Unionsabgeordnete tatsächlich gegen das 
Rentenpaket, obwohl in den Wochen davor weit mehr als ein Dutzend öffentlich Kritik 
geübt hatten[16]. Zahlreiche junge CDU/CSU-Parlamentarier, die ursprünglich „Nein“ 
sagen wollten, knickten unter dem Druck ein – manche gaben zähneknirschend ein 
Ja, andere retteten sich in eine Enthaltung. Ihren eigentlichen Unmut dokumentierten 46 
Abgeordnete der Union lediglich noch in Form schriftlicher Protokoll-Erklärungen 
nach § 31 der Geschäftsordnung[16]. Diese Erklärungen, die ins Plenarprotokoll 
aufgenommen wurden, enthalten teils heftige Kritik am Rentenpaket – während die 
Betreffenden zugleich formal mit der Fraktion stimmten. Das Paradox ist 
offensichtlich: Viele Abgeordnete fühlten sich gezwungen, gegen ihre Überzeugung zu 
votieren, und versuchten nur noch, ihr abweichendes Gewissen wenigstens nachträglich 
„zu Protokoll“ zu geben. Das freie Mandat war in diesem Moment de facto suspendiert – 
Fraktionszwang und Koalitionsloyalität standen über der inneren Überzeugung. 

Aus Sicht der Öffentlichkeit entsteht durch solche Vorgänge ein verheerendes Bild. 
Anstatt lebendiger demokratischer Debatten hinterlassen sie den Eindruck einer straffen 
Parteimaschine, die interne Abweichler hinter verschlossenen Türen auf Linie trimmt – 
notfalls mittels persönlicher Konsequenzen. Das Vertrauen mancher Bürger in die 
Unabhängigkeit ihrer Volksvertreter hat durch den Renten-Showdown gelitten. Wenn 
bereits in einer traditionellen Partei wie der CDU/CSU die Meinungsfreiheit intern derart 
eingeschränkt erscheint, stellt sich die Frage: Wie steht es generell um unsere 
parlamentarische Demokratie, wenn die Abgeordneten faktisch doch an 
„Weisungen“ gebunden sind? 

AfD: Redefreiheit im Bundestag? 

Ebenfalls alarmierend ist ein aktueller Vorfall in der AfD-Bundestagsfraktion – einer 
Partei, die sich nach außen vehement als Vorkämpferin für Meinungsfreiheit darstellt. 
Ausgerechnet dort wurde ein langgedienter Abgeordneter nun für eine abweichende 
Meinung kritisiert. Konkret geht es um Rüdiger Lucassen, den 
verteidigungspolitischen Sprecher der AfD-Fraktion im Bundestag. Er lieferte sich einen 
öffentlichen Streit mit dem Thüringer AfD-Landeschef Björn Höcke über die 
Wiedereinführung der Wehrpflicht – und muss nun parteiintern um seine Stellung 
fürchten. 

Auslöser war eine Bundestagsrede Lucassens am 5. Dezember 2025. In der Debatte 
über das Wehrdienst-Gesetz kritisierte er scharf eine vorangegangene Äußerung von 
Höcke. Der Rechtsaußen-Politiker Höcke hatte wenige Tage zuvor im Thüringer 
Landtag die Wiedereinsetzung der Wehrpflicht rundweg abgelehnt und dabei offenbar 
gesagt, Deutschland sei es nicht mehr wert, dafür zu kämpfen. Lucassen, selbst Ex-
Bundeswehr-Offizier, widersprach diesem Diktum frontal: In Höckes Rede komme er 
zum Schluss, „dass Deutschland es nicht mehr wert sei, dafür zu kämpfen. Was hätten 
wohl die Männer und Frauen der Befreiungskriege dazu gesagt? Sie wären diesem 

https://www.sueddeutsche.de/politik/cdu-csu-rentenpaket-bundestag-unmut-junge-union-li.3351161?reduced=true#:~:text=Es%20haben%20zwar%20nur%20sieben,ihren%20Unmut%20zu%20Protokoll%20gegeben
https://www.sueddeutsche.de/politik/cdu-csu-rentenpaket-bundestag-unmut-junge-union-li.3351161?reduced=true#:~:text=Es%20haben%20zwar%20nur%20sieben,ihren%20Unmut%20zu%20Protokoll%20gegeben


Befund niemals gefolgt“, hielt Lucassen im Bundestag entgegen[17]. Er stellte Höckes 
mangelnden Willen, das eigene Land zu verteidigen, in einen historischen Kontext – 
eine ungewöhnliche Kritik innerhalb der gleichen Partei, noch dazu öffentlich im 
Plenum. 

Die Reaktion der AfD-Fraktionsführung kam postwendend und fiel drastisch aus. Der 
Fraktionsvorstand leitete ein Ordnungsverfahren gegen Lucassen ein, wie 
zunächst Welt und das ARD-Hauptstadtstudio berichteten[18]. In einem Schreiben der 
Fraktionsrechtsabteilung an Lucassen – das der Presse vorliegt – wird ihm der Verdacht 
der Fraktionsschädigung zur Last gelegt[18]. Der Vorwurf: Lucassen habe eine intern 
„intensiv geführte Debatte“ durch seine Rede nach außen getragen und damit der Partei 
geschadet. Wörtlich heißt es, Lucassen habe mit seiner öffentlichen Kritik an Höckes 
Meinung „absehbar erhebliche negative Presse ausgelöst“[19]. Mit anderen Worten: 
Der Inhalt seiner Kritik wird gar nicht widerlegt – aber die Tatsache, dass er sie öffentlich 
aussprach, gilt als Vergehen. Lucassen habe die in Teilen der AfD vertretene 
Gegenposition (pro Wehrpflicht) vor aller Augen gegen Höcke’s contra-Linie gestellt und 
damit für schlechte Schlagzeilen gesorgt. 

Der AfD-Fraktionsvorstand erwägt nun Sanktionen gegen Lucassen, die von Rüge oder 
Geldstrafe bis zu Auftritts- und Redeverboten reichen[21]. Lucassen darf zunächst 
Stellung nehmen; das letzte Wort hat dann die Fraktionsführung. Doch allein die 
Einleitung eines solchen Verfahrens ist ein deutliches Signal: Abweichende 
Meinungen – selbst begründet und sachlich vorgetragen – werden in der AfD-
Spitze offenbar als Illoyalität betrachtet, die geahndet werden muss. 

Für Beobachter bestätigt dieser Vorfall ein bekanntes Muster: Auch in der AfD duldet 
der dominante Parteiflügel keine Widerrede. Björn Höcke gilt als tonangebend, 
insbesondere für die ostdeutschen Landesverbände. Dass nun ein westdeutscher 
Abgeordneter wie Lucassen öffentlich kontra gab, wird als Affront aufgefasst – die 
Machtfrage wird mit organisatorischen Maßnahmen beantwortet, nicht mit inhaltlicher 
Diskussion. Demokratisch gesinnt ist das nicht: Im Bundestag sollte Redefreiheit für 
alle Abgeordneten gelten, erst recht innerhalb einer Fraktion. Unterschiedliche 
Standpunkte auszuhalten und auszudiskutieren, gehört zum Wesen einer pluralistischen 
Partei. Wenn aber interne Kritiker mundtot gemacht werden, verrät die AfD dadurch ihre 
eigenen Prinzipien von Meinungsfreiheit. 

Ein alarmierendes Signal für die Demokratie 

Beide Beispiele – der Rentenstreit in der Union und der Wehrpflicht-Streit in der AfD – 
zeigen: Die Meinungs- und Abstimmungsfreiheit der Bundestagsabgeordneten ist 
in der Realität stark eingeschränkt. Natürlich hat es in parlamentarischen Systemen 
schon immer Fraktionsdisziplin gegeben. Doch wenn der Druck so massiv wird, dass 
Gewissensentscheidungen faktisch nicht mehr möglich sind, ist eine rote Linie 
erreicht. Das Grundgesetz stattet Abgeordnete bewusst mit einem freien Mandat aus, 
um genau solche Situationen zu verhindern. Wenn aber Abweichler – egal ob jung 
oder alt, Koalition oder Opposition – systematisch eingeschüchtert oder 
sanktioniert werden, ist die Substanz unserer parlamentarischen Demokratie in 
Gefahr. 

https://www.zeit.de/news/2025-12/17/streit-mit-hoecke-afd-abgeordnetem-drohen-konsequenzen#:~:text=Lucassen%20hatte%20am%205,niemals%20gefolgt%C2%BB%2C%20sagte%20er%20weiter
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Gerade für Bürgerinnen und Bürger, die Politikverdrossenheit oder Misstrauen 
verspüren, sind das fatale Signale. Der Eindruck verstärkt sich, dass Abgeordnete am 
Ende doch nur das machen, was die Parteispitze will, und dass echte Debatten 
hinter den Fraktionsmauern erstickt werden. Das schadet nicht nur den betroffenen 
Politikern, sondern dem Ansehen des Parlaments insgesamt. Wenn im Bundestag nur 
noch die „erlaubte Meinung“ gesagt und entsprechend abgestimmt wird, bleiben 
wichtige Perspektiven und Gewissensbedenken ungehört – zum Nachteil einer 
lösungsorientierten Politik. 

Am Ende darf nicht vergessen werden: Die Demokratie lebt von freien Gewählten, 
die ihrem Eid aufs Wohl des ganzen Volkes verpflichtet sind – und nicht bloß dem 
Willen ihrer Parteiführung. Die beschriebenen Vorfälle sollten daher eine Warnung für 
uns alle sein. Parteien tun gut daran, innerparteiliche Demokratie und Toleranz 
gegenüber abweichenden Meinungen zu stärken, anstatt kritische Köpfe mit Druck 
gefügig zu machen. Andernfalls besteht die Gefahr, dass der Bundestag zu einer 
Abnick-Instanz verkommt, in der zwar formal abgestimmt wird, die Entscheidung aber 
längst woanders fiel. Meinungsfreiheit und Abstimmungsfreiheit im Parlament ist kein 
lästiges Ideal, sondern eine Grundlage unserer freiheitlichen Ordnung – 
Meinungsfreiheit und Abstimmungsfreiheit müssen verteidigt werden, gerade auch 
innerhalb der Fraktionen. 

Fazit: Der Fraktionszwang im Bundestag muss abgeschafft 
werden 

Art. 38 Abs. 1 Grundgesetz muss wörtlich genommen werden: „Die Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und 
geheimer Wahl gewählt. Sie sind Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und 
Weisungen nicht gebunden und nur ihrem Gewissen unterworfen.“ 

Daraus ergibt sich die Forderung: Der Deutsche Bundestag muss seine 
Abstimmungsverfahren so reformieren, dass künftig sämtliche Beschlussfassungen 
ausschließlich in geheimer Abstimmung erfolgen. Ziel ist es, die praktische 
Unabhängigkeit der Abgeordneten zu stärken, Fraktions- und Außendruck wirksam zu 
begrenzen, die Einflussnahme auf einzelne Mandatsträger zu erschweren und die 
Entscheidungsfindung stärker an Gewissen, Abwägung und Argumenten auszurichten. 

Für dieses Vorgehen sprechen folgende Gründe: 

 Konsequente Stärkung des freien Mandats: Wenn niemand nachvollziehen kann, 
wie einzelne Abgeordnete gestimmt haben, wird das Abstimmungsverhalten 
deutlich weniger über Karriereanreize, Listenplätze, Ausschussposten oder 
informellen Druck steuerbar. 

 Wirksamer Schutz vor Fraktions- und Koalitionsdisziplin: Geheime Abstimmungen 
reduzieren die Möglichkeit, Abweichler zu identifizieren und zu sanktionieren. 
Dadurch wird echte Gewissensentscheidung auch bei „normalen“ Sachfragen 
realistischer. 



 Weniger externe Einschüchterung und Anfeindung: Öffentliche Stimmabgaben 
können gezielte Kampagnen, Drohungen oder persönliche Anfeindungen 
auslösen – insbesondere bei polarisierenden Themen. Geheime Abstimmungen 
senken dieses Risiko und schützen die Entscheidungsfreiheit der Abgeordneten. 

 Weniger Lobby- und Interessengruppen-Druck auf einzelne 
Bundestagsabgeordnete: Wenn die Stimmabgabe nicht individuell nachvollzogen 
werden kann, wird es schwieriger, einzelne Abgeordnete gezielt zu „bearbeiten“ 
(Belohnung/Bestrafung, Versprechen/Entzug von Unterstützung). Die 
Einflussnahme verlagert sich stärker auf Argumente im Vorfeld statt auf Druck 
nach dem Motto „Wir sehen, ob du lieferst“. 

 Geheime Abstimmungen verschieben Anreize hin zu sachlichen Abwägungen 
von Argumenten. 

 Mehr Raum für kompromissfähige Lösungen: Wenn niemand befürchten muss, 
für einzelne Ja/Nein-Entscheidungen öffentlich kritisiert zu werden, sinkt die 
Hemmschwelle, pragmatische Kompromisse einzugehen – auch gegen die 
eigene Lagerlogik. 

 Gleichbehandlung aller Entscheidungen als Gewissensentscheidungen: Die 
Trennlinie „hier Gewissen, dort nicht“ ist oft politisch umkämpft. Ein einheitliches 
geheimes Abstimmungsverfahren vermeidet Debatten darüber, welche Themen 
„wichtig genug“ für den Schutz des Gewissens der Bundestagsabgeordneten 
sind, und schützt Gewissensfreiheit generell. 

 Förderung innerparlamentarischer Freiheit: Wenn Abstimmungen weniger als 
öffentliches Bekenntnis fungieren, steigt der Anreiz, tatsächlich im Parlament zu 
überzeugen (Argumente, Änderungsanträge, Verhandlungen). 

Nur durch die konsequente Einführung geheimer Abstimmungen im Bundestag kann der 
verfassungsrechtlich garantierte Anspruch auf ein freies, allein dem Gewissen 
verpflichtetes Mandat im parlamentarischen Alltag verwirklicht werden. 
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